Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2699 


Sachgebiet 2129 


Der Bundesminister der Verteidigung Bonn, den 13. Oktober 1971 

- Parlamentarischer Staatssekretär - 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Bombenabwurf- und Luftbodenschießplatz Nordhorn- 
Range 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Selters, Gerlach (Ems- 
land), Dr. Ritz, Wolf, Franke (Osnabrück), Erpenbeck, 
Ollesch und Genossen 
— Drucksache VI/2637 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1 . Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß wegen der 
zwischenzeitlich unerträglich gewordenen Lärmbelästigung, der 
Gefahr durch Bombenfehlwürfe und der wirtschaftlichen Behin- 
derung des Raumes Nordhorn-Lingen eine Verlegung bzw. 
Entlastung des Bombenabwurfplatzes Nordhorn-Range erfor- 
derlich ist? 

Die Bundesregierung hält es für erforderlich, die vom Bomben- 
abwurfplatz Nordhorn ausgehenden Beeinträchtigungen der 
Bevölkerung zu vermindern. Eine Einschränkung des Übungs- 
betriebes hängt jedoch im wesentlichen davon ab, ob und inwie- 
weit Ubungsmöglichkeiten an anderer Stelle geschaffen werden 
können. Die Bundesregierung ist nämlich aufgrund eines völker- 
rechtlichen Vertrages (Artikel 48 des Zusatzabkommens zum 
NATO-Truppenstatut) der britischen Luftwaffe gegenüber ver- 
pflichtet, im Falle der Freigabe oder Einschränkung der Nutzung 
eines Platzes einen entsprechenden Ersatz zu stellen. 


Auch die deutsche Luftwaffe ist auf den Übungsplatz Nordhorn 
oder eine andere Übungsmöglichkeit in Deutschland ange- 
wiesen, um ihre Einsatzbereitschaft aufrechtzuerhalten. 


2. Wie weit sind die Vorbereitungen zur Verlegung bzw. Ent- 
lastung des Bombenabwurfplatzes Nordhorn-Range gediehen? 
Ist die Bundesregierung bereit, die im Bundesverteidigungs- 
ministerium angestellten Vorarbeiten zu beschleunigen? 

Die Bundesreegierung hat die mit dem Bombenabwurf platz 
Nordhorn zusammenhängenden Fragen stets bevorzugt be- 
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handelt. Dem Niedersächsischen Innenministerium sind am 
20. September 1971 erneut Vorschläge für die Anlage von 
Übungsplätzen zur Entlastung von Nordhorn unterbreitet wor- 
den, die sich militärisch für einen derartigen Zweck eignen. 


3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Gründe, die 
gegen eine Verlegung des Bombenabwurfplatzes in das Bred- 
dorfer Moor angeführt wurden, in gleichem und verstärktem 
Maße für Nordhorn-Range Gültigkeit haben? 

Die Inanspruchnahme von Gelände für Zwecke der Verteidi- 
gung richtet sich nach dem Landbeschaffungsgesetz. Die zivilen 
Interessen werden im Rahmen des Raumordnungsverfahrens 
grundsätzlich nach allgemein gültigen Gesichtspunkten von den 
zuständigen Landesregierungen berücksichtigt. Die örtlichen 
Gegebenheiten können jedoch eine scheinbar unterschiedliche 
Handhabung der Grundsätze erfordern. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit einer Ver- 
legung auf Luftwaffenübungsplätze im Ausland? 

Die deutsche Luftwaffe deckt ihren übungsbedarf bereits zu 
53 % auf ausländischen Plätzen. Die Möglichkeiten, im Ausland 
zu üben, sind damit voll ausgeschöpft. Im übrigen ist der Inan- 
spruchnahme ausländischer Plätze insofern eine Grenze gesetzt, 
als 70% der NATO-assignierten Verbände auf den Heimat- 
fliegerhorsten ständig in Bereitschaft gehalten werden müssen; 
sie können infolgedessen nur in angemessener Entfernung von 
ihren Standorten üben; das gleiche gilt für die Luftwaffen der 
Stationierungsmächte. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, Sofortmaßnahmen zur Erleich- 
terung der Situation einzuleiten, z. B. die Einstellung der Flüge 
über Mittag und in der Nacht? 

Das Bundesverteidigungsministerium führt z. Z. noch mit der 
britischen Luftwaffe, die den Übungsplatz Nordhorn verwaltet, 
Besprechungen darüber, inwieweit Sofortmaßnahmen zur Er- 
leichterung der Lage in Nordhorn getroffen werden können. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, kurzfristig einen bevollmäch- 
tigten Vertreter nach Nordhorn-Range zu entsenden, um die 
Probleme an Ort und Stelle zu überprüfen? 

Am 20. Oktober 1971 wird ein Gespräch zwischen Vertretern 
einer Bürgergemeinschaft und örtlich zuständiger Landes- und 
Kommunalbehörden sowie Mitgliedern des Deutschen Bundes- 
tages und des Niedersächsischen Landtages mit den Staats- 
sekretären Berkhan und Birckholtz und den zuständigen Ange- 
hörigen des Bundesministeriums der Verteidigung stattfinden. 
Hierbei werden alle mit dem Übungsplatz Nordhorn zusammen- 
hängenden Probleme erörtert werden. 


Berkhan 
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